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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

„Berufsverbote" in der Bundesrepublik Deutschland 
Die in der Bundesrepublik Deutschland ergriffenen Maßnahmen 
zum Ausschluß von potentiellen Staatsfeinden sind nach wie vor 
Gegenstand heftiger Agitationen, die vor allem durch extreme 
Organisationen vorgetragen werden. Im laufe der letzten Monate 
jedoch ist es auch im Ausland zu bedauerlichen Reaktionen ge­
kommen, die zweifellos auf Mißverständnisse zurückzuführen sind. 
So will beispielsweise der Führer der Linkssozialisten in Frank­
reich, Mitterand, ein Komitee zur Verteidigung der Bürgerrechte 
in der Bundesrepublik Deutschland gründen. Herrn Mitterand ist 
es aber bisher nicht eingefallen, zu untersuchen, ob man nicht ein 
solches Komitee viel notwendiger für die Herstellung der Bürger­
rechte im anderen Teil Deutschlands benötigen würde. In den 
letzten Monaten verging kaum eine Sitzung der Europäischen 
Parlamentarischen Versammlungen, also des Europäischen Par­
lamentes und der Parlamentarischen Versammlung des Europa­
rates, in dem nicht die Frage des sogenannten Berufsverbotes in 
der Bundesrepublik Deutschland eine Rolle gespielt hat. In Form 
von Petitionen, Besuchen, Demonstrationen, wie kürzlich in Straß­
burg, aber auch auf Grund von parlamentarischen Aktionen 
kommunistischer Abgeordneter im Plenum der Versammung wird 
hier gesteuert versucht, eine Stimmung gegen die Bundesrepu­
blik Deutschland zu erzeugen. DIE UNION DEUTSCHER WIDER­
STANDSKÄMPFER- UND VERFOLGTENVERBÄNDE e. V., unser 
Dachverband, hat sich in einem an die Europäischen Gremien in 
Straßburg gerichteten Telegramm von diesen Bekundungen sehr 
deutlich distanziert und darauf hingewiesen, daß der sogenannte 
„Extremistenerlaß" die Bürgerrechte in der Bundesrepublik nicht 
beeinträchtige. 

Im Namen der deutschen Delegation hat bei der kürzlich in der 
parlamentarischen Versammlung des Europarates stattgefunde­
nen Kontroverse deren Obmann, Klaus Richter (SPD), in einer 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgten Rede folgendes ausgeführt: 
„Ich möchte dem Kollegen Boucheny auf diesen Antrag zu einer 
Richtlinie antworten - gleichzeitig als Sprecher der deutschen 
Delegation - und müßte sagen: Herr Kollege Boucheny, Sie 
haben von einem Land und angeblichen Verhältnissen in diesem 
Land gesprochen, von dem Sie sagen, es sei die Bundesrepublik 
Deutschland. Dem kann ich nicht zustimmen. Ich will auf Ihren 
Antrag eingehen, und zwar ziemlich Punkt für Punkt, um Ihnen zu 
zeigen, daß Sie nicht recht haben. 
1. Der Beschluß der Ministerpräsidenten der Bundesrepublik 
Deutschland vom 28. Januar 1972 stellt kein Berufsverbot dar, wie 
Sie es behaupten, sondern es handelt sich um den Versuch, auf 
Grund · historischer Erfahrungen, die wir in der Weimarer Republik 
mit antidemokratischen Kräften in staatlichen Ämtern gemacht 
haben, den Extremisten nicht die Möglichkeit zu geben, unsere 
demokratische Grundordnung von innen auszuhöhlen. Ich denke, 
niemand in dieser Versammlung wird sich der Erfahrung ver­
schließen, die wir Deutsche in der Bundesrepublik mit solchen 
Kräften von links und rechts gesammelt haben. 
2. Der Beschluß der Ministerpräsidenten der Bundesländer stellt 
sicherlich keine abschließende Regelung des Problems dar, um 

das es geht, und zwar schon deshalb nicht, weil er in den einzel­
nen Bundesländern sehr unterschiedlich gehandhabt wird. Ich 
möchte die Versammlung darauf aufmerksam machen, .daß die 
Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Änderung des beste­
henden Beamtengesetzes mit dem Ziel eingebracht hat, eine ein­
heitliche rechtsstaatliche Grundlage für das Bewerbungsverfah­
ren zu schaffen, einschließlich der Rechte des Bewerbers. Diese 
Gesetzesvorlage macht den Ministerpräsidentenbeschluß nach 
dem gegenwärtigen Stand der Diskussion praktisch obsolet. Es 
ist allerdings bisher noch nicht gelungen - das hat Herr Kollege' 
Boucheny hier mit Recht angemerkt -, eine e)nheitliche gesetz­
liche Grundlage zu schaffen, da der Entwurf des Bundestages 
zunächst an der Zustimmung des Bundesrates gescheitert ist. 

3. Die Initiatoren des Antrags sind . der Meinung, daß der Begriff 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung vage und unpräzise 
ist und der Willkür Vorschub leistet. Diese Behauptung - das muß 
ich hier feststellen, Herr Boucheny - ist absolut unrichtig. Das 
Bundesverfassungsgericht hat den Begriff der freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung schon 1952 in einem Urteil in acht 
Punkten ausführlich präzisiert. Ich möchte diese Punkte hier jetzt 
nicht im einzelnen aufführen, sondern darauf hinweisen, daß wir 
im Rahmen dieser freiheitlich-demokratischen Grundrechte ent­
scheidende gesellschaftliche Veränderungen und soziale Gesetze 
durchgesetzt haben, die den Freiheitsspielraum unserer Bürger 
erweitert und die materiellen Grundlagen für eine gesicherte 
Existenz geschaffen haben. Die demokratischen Rechte in der 
Bundesrepublik Deutschland, Herr Boucheny, sind bindendes 
Recht. Sie können selbst durch Verfassungsänderungen nicht 
abgeschafft werden. Regierung, Gesetzgeber, Rechtsprechung 
und Verwaltung sind in gleicher Weise dazu verpflichtet, diese 
Rechte einzuhalten und durchzusetzen. 

4. Die Initiatoren des Antrags sprechen davon, daß in der Bun­
desrepublik durch angebliche Überprüfung Menschenrechte, 
Grundfreiheiten,:; freie Berufswahl und andere Bestimmungen der 
Verfassung verletzt würden. Diese Behauptung ist absurd - das 
muß ich hier feststellen -, wenn man sich klarmacht, worum es 
hier geht, nämlich um die Eignung eines Kandidaten für den 
öffentlichen pienst. 
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5. Ich m'öchte auch ein klares Wort dazu sagen, wie bei uns da·s 
Überprüfungsverfahren durchgeführt wird und um welche Zahlen 
es sich dabei handelt. Bei der sogenannten Überprüfung von Be­
werbern für den öffentlichen Dienst handelt es sich in Wirklich­
keit um Anfragen, die unsere Ämter, welche für die Einstellung 
zuständig sind, in einigen Positionen an die Verfassungsschutz­
ämter richten, um in Erfahrung zu bringen, ob gegen einen Kan­
didaten Erkenntnisse vorliegen, die einer Einstellung in den 
öffentlichen Dienst entgegenstehen. 

Insgesamt wurden also in drei Jahren 236 Bewerber um die Ein­
stellung in den öffentlichen Dienst abgelehnt. Diese 236 Bewer­
ber können in der Bundesrepublik Deutschland jeden anderen 



Beruf ergreifen. Sie können Advokat oder Arzt werden, sie kön­
nen werden, was sie wollen. Sie sind lediglich als Bewerber für 
den öffentlichen Dienst zurückgewiesen worden, weil sie hierfür 
nicht geeignet sind. Ich bin überzeugt, Sie würden sich möglicher­
weise weigern, Herr Kollege Boucheny, neben manch einem die­
ser 236 zu sitzen. 

6. Ich muß darauf hinweisen, daß · es nicht zutrifft, wenn die An­
tragsteller in Punkt 5 des Antrags behaupten, daß der Rechts­
beistand einem Bewerber für den öffentlichen Dienst verweigert • 
werden kann; das steht in Ihrem Papier. Umstritten war allein die 
Frage, ob bei einem Gespräch zwischen dem für die Einstellung 
zuständigen Gremium des Amtes und den Bewerbern ein Rechts­
beistand anwesend sein kann. Hier haben Gerichte gerade auf 
Grund der bestehenden Rechtslage unterschiedliche Urteile ge­
fällt. Die Bundesregierung hat durch ihren Gesetzentwurf gerade 
den Versuch unternommen, Rechtseinheit und Rechtsstaatlichkeit 
zu gewährleisten. 

7. Abschließend darf ich ein paar persönliche Anmerkungen zu 
diesem Themenkreis machen. Ich möchte hier für meine Regie­
rung und die Partei , der ich angehöre, feststellen, daß das Aus­
wahlverfahren für Bewerber für den öffentlichen Dienst offen und 
klar geregelt wird, wobei gerade die Rechte des Bewerbers 
rechtsstaatlich gesichert werden, und zwar dadurch, daß 

Bedenken schriftlich formuliert werden, 

der Bewerber das Recht zu schriftlichen und mündlichen 
Äußerungen hat, 

das Anhörungsgespräch protokolliert wird und damit als Mittel. 
vor Gericht verwendet werden kann - dies ist besonders be­
deutsam-, 

die Mitwirkung eines Rechtsbeistands zu gewährleisten ist, 

eine Ablehnung nur auf gerichtsverwertbare Tatsachen gestützt 
werden darf, 

in Fällen, in denen der Verfassungsschutz herangezogen wird, 
nur gerichtsverwertbare Tatsachen mitgeteilt und verwendet 
werden, die Zweifel an der Verfassungstreue eines Bewerbers 
begründen können. 

Das ist die gegenwärtige Situation in der Bundesrepublik Deutsch­
land, Herr Boucheny. Ich darf Ihnen noch zwei Angebote ma-
chen. • 

1. Es gibt, wie Ihnen bekannt ist, die Europäische Kommission 
für Menschenrechte, und es gibt den Europäischen Gerichtshof. 
Für den Fall, daß Sie die Meinung haben, daß Ihre Angaben den 
Tatsachen entsprechen, empfehle ich Ihnen - Sie haben genug 
Ac;ivokaten, auch in der Partei , auch in der Bundesrepublik 
Deutschland -, diesen Weg zu gehen. Dann wird Ihnen von diesen 
beiden Gremien bewiesen werden, daß Sie nicht recht haben. 

2. Die deutschen Kollegen im Rechtsausschuß sind sicher gern 
bereit, falls es im Rechtsausschuß gewünscht werden sollte, aus­
führlich und genau zu erläutern, worum es wirklich geht. Ich 
konnte dies hier nur sporadisch tun, weil ich mich auf zehn Mi­
nuten beschränken mußte." 
Al.s weiterer Sprecher ergriff in der Debatte auch der bekannte 
Schweizer Historiker Prof. Walter Hofer (Zentrumsdemokrat) das 

Wort, um zu Gunsten der Bundesrepublik Deutschland folgendes 
auszuführen: 

„Ich .wollte ursprünglich gar nicht zu diesem Bericht Stellung 
nehmen. Aber die unqualifizierten Angriffe von Herrn Boucheny 
auf die Bundesrepublik Deutschland veranlassen mich, einige Be­
merkungen zu machen. 

Meine D~men und Herren, ich glaube, wir sind es unseren deut­
schen Kollegen schuldig, wir sind es der Bundesrepublik Deutsch­
land schuldig, und wir sind es uns selbst schuldig, daß darüber 
auch ein nichtdeutscher Vertreter etwas sagt. Ich tue es als Ver­
treter eines kleinen, neutralen Landes, das Nachbar Deutsch­
lands ist und daher stets am Schicksal Deutschlands regen An­
teil genommen hat. Ich tue es aber auch als einer, der zehn Jahre 
in Deutschland gelebt und gelehrt hat und dieses Land und seine 
politischen Institutionen sehr wohl kennt. 

Wir sollten hier in diesem Hause, statt Deutschland, die Bundes­
republik, anzugreifen, das deutsche Volk beglückwünschen, aber 
auch uns selbst zu der ,geschichtlichen Leistung beglückwünschen, 
die das deutsche Volk vollbracht hat, nämlich nach den Schrecken 
der NS-Zeit und des totalen Krieges einen vorbildlich~n demo­
kratischen Rechtsstaat aufzubauen, eine geschichtliche Leistung, 
die für das freie Europa, das wir hier repräsentieren, von ganz 
entscheidender Bedeutung gewesen ist. 

Es ist ein starkes Stück - ich glaube, man kann es nicht anders 
ausdrücken - , wenn Herr Boucheny sagt, in der Bundesrepublik 
Deutschland sei ein „climat de peur et de crainte" geschaffen 
worden. Ja, es ist zeitweise ein Klima der Angst und der Furcht 
geschaffen worden, aber durch ganz andere Kreise, nicht durch 
die Behörden, sondern durch die Terroristen und Anarchisten, 
die versuchten , mit den verderblichsten Mitteln die freie deutsche 
Gesellschaft zu zerstören. Wenn von Toleranz oder von Intoleranz 
die Rede ist, dann ist meine Meinung sogar die, daß der deutsche 
Rechtsstaat zuviel Toleranz gegenüber gewissen Intoleranten hat 
walten lassen und daß daher zum Beispiel auf deutschen Univer­
sitäten teilweise solche Zustände herrschten. 

Herr Boucheny, ich kann auch nicht umhin, Ihnen zu sagen, daß 
es besser gewesen wäre, wenn Sie die mangelnde Respektie­
rung der Menschenrechte im anderen Deutschland angeprangert 
hätten. Ziemlich viele aus dieser Versammlung sind Ende der 
letzten Woche von der deutschen Delegation nach Berlin ein­
geladen worden. Ich möchte hier nochmals der deutschen Dele­
gation und ihrem Chef, Herrn Klaus Richter, für diese Einladung 
danken. Die Mitgl ieder des Europarates, die sie noch nicht ge­
sehen hatten, hatten auch Gelegenheit, die berühmtberüchtigte 
Mauer zu sehen, die ja nicht nur durch Berlin, sondern durch 
ganz Deutschland geht, eine Mauer, Herr Boucheny, an der noch 
heute Leute totgeschossen werden, wenn sie ein Recht in An­
spruch nehmen, das in der heute von dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen zitierten Menschenrechtserklärung enthalten 
ist, nämlich ein Land in F:rieden zu verlassen und wieder in dieses 
Land zurückzukehren. 

Lassen Sie mich schließen, meine Damen und Herren, indem ich 
sage: Die Vorwürfe wegen der angeblichen Menschenrechtsver­
letzungen, die Herr Boucheny erhoben hat, richten sich an die 
falsche Adresse, und sie kommen auch von der falschen Seite. 
Ich bitte Sie infolgedessen, diesen Antrag abzulehnen." 

Verdienstkreuz für Kamerad Johannes Dirckes 

Weil er während des „ Dritten Reiches" Verfolgten des Nazi­
regimes in selbstloser Weise geholfen hat, zeichnete der Bun­
despräsident unseren Kameraden Johannes Dirckes aus Krefeld 
mit dem Bundesverdienstkreuz am Bande aus, das i~m am 9. April 
im Rahmen einer Feierstunde im Rathaus Krefeld vom Oberstadt­
direktor überreicht wurde. Ober Monate hinweg hielt Kamerad 
Dirckes, unterstützt von Frau Marianne Engländer, gegen Kriegs­
ende zwanzig russische und polnische Kriegsgefangene in einem 
Haus versteckt, bis schließlich amerikanische Truppen einmar­
schierten. Die Gefangenen waren während eines Transportes 

entflohen. Johannes Dirckes opferte für die Versorgung der Ver­
steckten seine letzten Ersparnisse. Johannes Dirckes und Frau 
Engländer waren sich im klaren darüber, daß sie sich mit ihrer 
Handlung in Lebensgefahr brachten. Der Bundesvorstand des 
Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold hat dem Kameraden Dirckes 
seine herzlichen Glückwünsche übermittelt mit der Hoffnung, daß 
ihm die Auszeichnung Kraft geben möge, weiterhin wie bisher 
für unsere freiheitliche Demokratie einzutreten, für die das Reichs­
banner seit eh und je kämpfte. 

HeiDi 



Milowan -Djilas 
Vom Kommunisten zum Demokraten 

Von Dr. K. Kindermann 

Die Zahl der Kommunisten, welche seit 1917 bis heute ent­
täuscht der Lehre Lenins den Rücken kehrten und sich dem 
Westen zuwandten, ist außerordentlich gering geblieben. Das 
hat sehr verschiedene Ursachen: Unter Stalin wurde eine Ab­
kehr vom Kommunismus und eine Flucht in den Westen, wenn 
es möglich war, mit dem Tode bestraft. So erinnere ich mich 
gut an die Begegnung mit Agabekow, der jahrelang ein treuer 
Diener des Diktators gewesen war und auf abenteuerliche Weise 
nach Brüssel kam. Stalin ruhte nicht eher, als bis es seinen 
Agenten gelang, Agabekow in Constanza auf ein sowjetisches 
Schiff zu locken, das ihn nach Sowjetrußland verschleppte, wo er 
erschossen wurde. Mehr Glück hatten die Eheleute Solomon, die 
als Freunde des Volkskommissars Krassin nach dessen Tod 
ebenfalls nach Belgien gingen, wo ich sie kennen lernte. Sie 
waren in der Zarenzeit nach Sibirien verbannt worden und hatten 
sich 1917 Lenin angeschlossen, wurden aber durch die Barbarei 
in Rußland so sehr enttäuscht, daß sie sich ganz offen von der 
Partei trennten und ihre letzten Tage in Brüssel verbrachten. 
Ihre Memoiren lesen sich noch heute sehr spannend. Ein anderer 
berühmter Fall war der sowjetische Botschaftsrat Bessedowski, 

m es gelang, aus der Sowjetbotschaft in Paris zu entfliehen. 
..:r vergrößerte die Zahl der sogenannten „Nichtheimkehrer" und 
berichtete in seinem Buch „ Den Klauen der Tscheka entronnen" 
ausführlich über seine Erlebnisse im Sowjetreich. 

Ich könnte die Liste der Flüchtlinge nöch fortsetzen, aber ein 
Mann hat mehr als alle anderen das Weltinteresse erregt: Milowan 
Djilas. Er war einst ein naher Freund Titos, kannte Stalin sehr 

gut 11nd genoß das Vertrauen des Kremls. Dann aber kam er, 
ein scharfer Analytiker und Denker, zur Überzeugung, daß der 
Kommunismus ein verfehltes Menschheitsexperiment größten 
Stils sei und zog die Konsequenz. Die öffentliche Abkehr von 
diesem System brachte ihm und seiner Familie Not, Verfolgung 
und Einkerkerung, aber man muß hervorheben, daß Tito selbst 
mit Stalin brach und gewisse menschliche Züge gegenüber dem 
alten Partisanenchef zeigte. Heute ist Djilas ein alter Mann, aber 
zugleich ein warnendes Beispiel, ähnlich wie der Rumäne Panait 
lstrati, der nach seiner Abkehr von der Diktatur vor Jahren ein 
bemerkenswertes Buch schieb: ,,So geht es nicht"! 
Die Memoiren des jungen Djilas sind ein document humain ersten 
Ranges. Aus den wilden Bergen Montenegros kommt der Bauern­
junge nach Belgrad, erfüllt vom Streben nach sozialer Gerech­
tigkeit. Er wird bald als Revolutionär verhaftet, wieder freigelas­
sen, bis er den Weg in die KP Jugoslawiens findet. Als Ver-
1trauter Titos, der allein von Moskau anerkannt ist, steigt er 
.schnell empor, bis er erkennt, daß dieses System so große 
Schwächen hat, daß er als ehrlicher Mensch nicht mehr mitmachen 
kann. Was er alles erlebte, wie er enttäuscht wurde, wie er den 
Weg zu einer freiheitlichen Demokratie fand, das ist der Inhalt 
dieser großartigen Lebensbeichte. Das Buch sollte von allen 
jenen jungen Menschen gelesen werden, die da glauben, im 
Kommunismus die Lösung aller Fragen gefunden zu haben. 
Djilas belehrt sie eines Besseren! 
Milowan Djilas, Der junge Revolutionär, Memoiren 1929-1941, 
384 Seiten, Melden Verlag Wien, 1975, 39,- DM. 

Nachruf 
Völlig unerwartet traf uns die traurige Nachricht, daß unser treuer Kamerad 

Walter Fiedler 
im Alter von 61 Jahren für immer von uns gegangen ist. 
Wir verlieren in ihm einen sehr aktiven Kameraden, der seit seinem 18. Lebensjahr dem Reichs­
banner angehörte. 
Als unsere Organisation nach 1945 wieder tätig wurde, stellte er sich; uneigennützig zur Ver­
fügung. Er bekleidete nacheinander verschiedene Ämter im Landes- und Ortsvereins-Vorstand 
sowie in der Schiedskommission und hatte wesentlichen Anteil am Wiederaufleben des Reichs­
banners Schwarz-Rot-Gold. Die Lücke, die sein Tod in unsere Reihen gerissen hat, wird schwer 
zu schließen sein. 

Lrden sein Andenken stets in Ehren halten . 

Ortsverein Frankfurt am Main 
H. Ditter, 1 . .Vorsitzender 

Aus den Landesverbänden und Ortsvereinen 

Kamerad Wilhelm Jülg feierte 80. Geburtstag 
Kamerad Wilhelm J ü I g , An den Postwiesen 33, Frankfurt/M. 90, 
vollendete am 4. Mai 1976 sein 80. Lebensjahr. 
Kamerad Wilhelm Jülg war 1924 Mitbegründer des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold im Ortsverein Frankfurt/Main -Ginnheim, und 
gehört heute noch zu den aktiven Mitarbeitern unserer Organi­
sation. 
Nach dem Zusammenbruch des „3. Reiches" war er es, der für 
die Sozialdemokratische Partei" (den Ortsverein Ffm.-Hausen) 
die erforderlichen parteipolitischen Vorarbeiten leistete. Nachdem 
der „Wiederaufbau" geglückt war, fungierte er lange Jahre als 
Ortsvereinsvorsitzender und Hauptkassierer. 
Möge es dem Kameraden Jülg vergönnt sein, noch lange Jahre 
mit berechtigtem Stolz an seine nicht immer leichte Arbeit zu­
rückdenken zu können. In diesem Sinne wünschen wir dem 
Kameraden für sein neues Lebensjahr alles Gute. 

Der Ortsvereinsvorstand 

Aus dem Verbandsleben: 
Die Aktion Schwarz-Rot-Gold e. V., Wähler für die FDP, in Ham­
burg, eine der FDP nahestehende Organisation, hat die korpora­
tive Aufnah_rn·e ·1n unsere Organisation beantragt. Wenn der Bun­
desvorstand der.i Aufnahmeantrag positiv bescheidet, würde die 
Wirkungsweise unserer Organisati-on - besonders im Hamburger 
Raum - vergrößert werden. 1 

- Am 1. Mai fand eine Zusammenkunft von Mitgliedern des Reichs­
banners in Schleswig-Holstein statt. Kamerad Walter Jansen, der 
seit 1966 Stützpunktleiter ist, wurde mit der Wahrnehmung dieser 
Aufgabe auch weiterhin betraut. Die Gründung eines Landesver­
bandes Schleswig-Holstein soll auf der nächsten Sitzung be­
sprochen werden. Alle Zuschriften werden erbeten an: Walter 
Jansen, Steindamm 10 c, 2300 Kronshagen üb. Kiel. 



Matthias Meiler 85 Jahre alt 
Am 15. Mai beging in Neu­
Isenburg in geistiger und 
körperlicher Frische un­
ser Kamerad M a t t h i a s 
M e 1 1 e r seinen 85. Ge­
burtstag. Den 1. Weltkrieg 
erlebte er von 1914 bi.s 
1918 an der Front und 
wurde durch einen Lun­
genschuß schwer verwun­
det. Nach seiner Entlas­
sung aus dem Wehrdienst. 
trat der eine Stelle als 
Lehrer in Neu-Isenburg 
an. Im Volksbildungsver­
ein war er schon ab 1920 
tätig, und noch heute 
dient er der Volkshoch­
schule als Koordinator 
der Sprachkurse. 
Der Sozialdemokratischen 
Partei trat er 1921 bei, und 
1924 gründete er in Neu-

Isenburg zugleich für den Raum Sprendlingen-Langen das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold. Bis 1933 war er der dortige 
Leiter der Kampftruppe. 
Die Nationalsozialisten verhafteten nach ihrer Machtübernahme 
1933 auch Matthias Meller, und er durfte seinen Lehrerberuf 
3 Jahre nicht ausüben. 
Noch 1945 stellte ier sich: sofort dem Wiederaufbau seiner Wahl­
heimat Neu-Isenburg zur Verfügung. Von 1960 bis 1968 war er 
SPD-Stadtverordneter und von 1 ~60 bis 1964 Stadtverordneten­
vorsteher in Neu-Isenburg. 
Er erhielt den Ehrenbrief des Landes Hessen, die Ehrenplakette 
der Stadt Neu-Isenburg und das Bundesverdienstkreuz. 
Noch heute nimmt unser Kamerad Meller regen Anteil an den 
Reichsbannerzusammenkünften. 
Wir verbinden unsere besten Wünsche für sein weiteres Wohl­
ergehen. 

Der Landesvorstand 

Ortsverein Frankfurt am Main 

.. Liebe Kameradinnen und Kameraden! 
Hiermit laden wir ein zur 

Mitgliederversammlung 

am Samstag, dem 26. Juni 1976, 15 Uhr, im Saal 2 (Willi-Richter­
Saal) des Gewerkschaftshauses Frankfurt/M:, Wilhelm-Leuschner­
Straße 69/77. 

Tagesordnung: 1. Begrüßung und Bericht des Vorstandes 
2. Ersatzwahl für den stellvertretenden 

Vorsitzenden 
3. Wahl der Delegierten für die Landes- und 

Bundeskonferenz 
4. Verschiedenes 
5. Filmvorführ~ng „Der Faschismus" 

Wir bitten um recht zahlreiche Beteiligung. Angehörige und 
Freunde können als Gäste eingeführt werden und sind herzlich 
willkommen. 

Der Ortsvereinsvorstand 
Heinrich Ditter, 1. Vorsitzender 

Der Ortsvereins-Vorstand hat in seiner Sitzung am 1. 6. 1976 
beschlossen, am Samstag, dem 17. Juli 1976 

eine Omnibusfahrt 

zum Deutsch-Französischen Garten bei Saarbrücken durchzu­
führen. 
Der Teilnehmerpreis beträgt pro Person 16,- DM. Hierin sind 
enthalten: 1. Busfahrt - 2. Eintrittspreis für den Deutsch-Franzö­
sischen Garten - 3. Eintrittspreis zu „Gullivers Mini-Welt". 

Diese deutsch-französischen Parks sind einmalig für Europa und 
werden zu einem Erlebnis für alle Teilnehmer. 

Gehbehinderte Personen können mit der Kleinbahn den Park 
durchfahren; wer gerne „in die Luft geht", kann die Anlagen per 
Gondel aus der Vogelschau bewundern. Zu jeder vollen Stunde 
liefert die Wasserorgel Begleitmusik dazu. 
Im Park befinden sich mehrere Cafes und Restaurants mit Gär­
ten; es besteht die Möglichkeit, mitgebrachte Frühstücksbrote an 
Stelle von Restaurant-Mahlzeiten dort zu verzehren. 
Die PI.ätze im Omnibus können verständlicherweise nicht be­
liebig vermehrt werden. Damit wir über das Platzangebot dis­
ponieren können, muß die Teilnahme-Anmeldung bis 1. Juli 1976 
erfolgt sein. Später eingehende Anmeldungen können nur unter 
Vorbehalt entgegengenommen werden! 
Die Anmeldung bitte an Kamerad Friedrich Funk, Goldstein­
straße 293, 6000 Frankfurt/M. 71 oder fernmündlich unter Tel.­
Nr. 35 02 52. 

Der Ortsvereinsvorstand 

t In memoriam Heinrich Nöll 
Ein Sohn des Volkes von der Wiege bis zum Grabe, der enga­
gierte Arbeitersportler und Sozialdemokrat, der Gewerkschafter 
und Kommunalpolitiker, ein Streiter für Freiheit und Recht, für 
einen sozialen demokratischen Staat: das war Heinrich N ö 11 -
unser Kamerad. Er war geboren .am 2. Februar 1900 jn der Tau­
nusgemeinde Ansbach; er ist gestorben im Mai 1976 in Bad 
Homburg. 
Die Trauerhalle des Hauptfriedhofes in Frankfurt am Main kennt,---. 
die Trauergäste am 25. Mai 1976 nicht alle fassen. Bundesvo. 
sitzender Kamerad Prinz, flankiert von den Fahnen des Reichs­
banners, sprach Worte der Verehrung und des Dankes für das 
Tun und Wirken des Verstorbenen. Sein Schaffen in der SPD und 
im Reichsbanner galt der Umformung der kapitalistischen in eine 
demokratisch-soziale Gesellschaftsform. Das betonten auch die 
Gedenkreden der Sprecher der SPD und der ehemaligen Arbei­
tersportler. 
Nach der Zerschlagung des Nazi-Staates im Jahre 1945 sammelte 
Heinrich Nöll seine alten Freunde von Partei, Reichsbanner, Ge­
werkschaften und Arbeitersport auf dem Gelände der Löwen­
brauerei in Frankfurt-Sachsenhausen. Von hier aus gjngen die 
Impulse zur Wiederbelebung der Arbeiterorganisation ins Land. 
Kamerad Nöll schaffte die Voraussetzungen für die Wiedergrün­
dung des Arbeiter-Samariterbundes, des Arbeiter-Rad- und Kraft­
fahrer Bundes „Solidarität" und des Allgemeinen Deutschen Sän­
gerbundes, indem er als Vertreter dieser Organisationen die 
finanziellen Mittel im Wege der Wiedergutmachung für 1933 • 
geraubtes Vermögen beschaffte. 
Als Bundesvorsitzender mehrerer Verbände vertrat er die Bundes­
republik im „CSIT" (Internationales Arbeiter-Sport-Komitee, Sitz: 
Brüssel). 
Als Kommunalpolitiker war Kamerad Nöll mehrere Jahre ehren­
amtlicher Stadtrat und Dezernent für das Sport- und Badewesen 
in Frankfurt am Main. 
Seit seinem 70. Geburtstage war er Ehrenbürger seiner Heim, 
gemeinde Ansbach im Taunus. 
Etwa vierzig Kameraden des Ortsvereins Frankfurt, darunter 
mehrere Vorstandsmitglieder konnten an der Trauerfeier für 
Heinrich Nöll nicht teilnehmen, weil sie die Nachricht von seinem 
Tode in dem Ostseebad Laboe, wo sie einen gemeinsamen Ur­
laub verbrachten, erreichte. Sie übermittelten aber von dort aus 
den Hinterbliebenen das aufrichtige Beileid aller Urlaubskame­
raden. 
Mit Heinrich Nöll ist ein vorbildlicher, aktiver Demokrat von uns 
gegangen. Seinc1 lauteres Wesen, Tun, Denken und Wirken wird 
weit über die Grenzen seines Heimatbereiches lebendig bleiben. 

Friedrich Funk 
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